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Es gilt das gesprochene Wort!

Dank an

· Vor allen Dingen ein herzliches Wort des Dankes allen Kandidatinnen und Kandidaten, die sich als Erst- oder Zweitkandidat für die liberale Sache zur Verfügung stellen.

Vor schwierigen Wahlen

Wir stehen vor außerordentlich schwierigen Wahlen.

· CDU, SPD und Grüne werden alles versuchen, uns klein zu halten

· Aber auch mit vereinten Kräften und mit massiver Berliner Unterstützung wird es ihnen !

Wir streben ein zweistelliges Ergebnis an und wir werden dieses auch erreichen.

Mit diesen Kandidatinnen und Kandidaten können wir nur gewinnen!

Wir werden unsere Wahlziele erreichen, weil uns hier im Landesverband inhaltliche und personelle Geschlossenheit auszeichnen!

Personelle Geschlossenheit, weil wir Teamspieler sind!

Ernst Pfister und Uli Goll werden gemeinsam mit mir und mit Eurer Unterstützung in den nächsten Wochen alles dafür tun, dass wir Erfolg haben werden.

Auch auf Bundesebene dürfen und werden nur Teamspieler Erfolg haben.

Bundespartei

· Projekt 18 – nur dann eine Chance, wenn Baden-Württemberg und Rheinland-Pfalz zweistellig werden.

Deshalb rufe ich die Bundespartei dazu auf, alle Kräfte und alle Talente zu bündeln und gemeinsam in den Wahlkampf zu ziehen.

In dem Team, das wir auf Bundesebene für einen Wahlerfolg 2002 brauchen, haben von Gerhardt über Westerwelle, Brüderle und Möllemann bis hinzu Conny Pieper alle Platz.

Wer in diesem Team nicht mitspielen will, muss es deutlich sagen.

Wer andere Ziele verfolgt als die eines gemeinsamen Wahlerfolges, der muss es sagen.

Wer nur seine eigenen persönlichen Interessen verfolgt, aber nicht die der liberalen Sache, der wird keine Unterstützung erfahren.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

ich bin sehr dafür, dass wir das 5 %-Denken hinter uns lassen!

Wir haben gute Frauen und Männer in unseren Reihen, wir haben das beste Programm und wir haben Vorzeigbares geleistet.

Machen wir uns nicht immer selber klein!

Hier in Baden-Württemberg und auch in Rheinland-Pfalz sind 10 % und mehr drin.

Das ist aber nicht zu schaffen, wenn uns ständige Personaldiskussionen das Leben schwer machen.

Ich unterstütze das Projekt 18 von Jürgen Möllemann.

Aber ich sage auch:

Ich hatte bei den letzten Landtagswahlen in meinem Wahlkreis 19,6 %. 

Warum soll ich mich also verschlechtern?

Wir werden Wahlkreise haben nahe bei 18 %, mit 18 % und in dem einen oder anderen Wahlkreis auch über 18 %.

Wir schaffen diese Ergebnisse ohne einen Kanzler- oder einen Ministerpräsidentenkandidaten.

Wir schaffen diese Ergebnisse als geschlossene und einzige liberale Partei Baden-Württembergs, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde!

Baden-Württemberg ist top!

Die Ausgangslage dafür ist gut:

Diese Landesregierung ist seit der F.D.P.-Beteiligung zu der erfolgreichsten Landesregierung der letzten 30 Jahre geworden!

· die besten Konjunkturdaten

· die besten Arbeitsmarktdaten

· die beste Ausbildungssituation

· die meisten Ausgaben für Forschung und Entwicklung

· die meisten Patente

· Wir sind das sicherste Land

· Wir sind die High-Tech-Region Nr. 1 in Europa

Kurz: Das liberale Baden-Württemberg ist das erfolgreichste Unternehmen Deutschlands!

Dieses darf nicht leichtsinnig Unerfahrenen übergeben und damit in Gefahr gebracht werden.

Diese hervorragende Position des Landes muss weiter ausgebaut werden.

Die Chancen dazu sind gut.

Deshalb spreche ich mich für eine Fortsetzung dieser erfolgreichen Regierungskoalition aus, natürlich mit einem stärkeren F.D.P.-Anteil, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde!

Was wären denn die Alternativen? 

Die Grünen sind von ihren besten Zeiten noch weiter entfernt als Franziska von Almsick in Sydney von einer Goldmedaille.

Die SPD hat eine Kandidatin aus Berlin mit Rückflugticket zu einer unverbindlichen Stippvisite in unser Land geschickt.

Die Opposition hier im Land braucht Probleme, um Stimmung machen zu können, die F.D.P. löst Probleme, um die Zukunft des Landes und seiner Bürgerinnen und Bürger zu sichern.

Unser Land aber hat mehr und Besseres als Rot-Grün verdient.

Wer schwarz-grün, wer rot-grün, wer eine große Koalition und wer eine arrogante und rückwärtsgewandte Alleinregierung in Baden-Württemberg verhindern will, der muss die Liberalen stärken.

Wer das Land voranbringen will, der muss am 25. März F.D.P. wählen, liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde.

Auf dem Erreichten nicht ausruhen

Wir wollen und wir werden uns auf dem Erreichten nicht ausruhen.

So lange noch Zehntausende unserer Landsleute ohne Lohn und Brot sind, so lange haben wir keinen Anlass, uns selbstzufrieden zurückzulehnen.

Wir wollen die 5 %-Marke bei der Arbeitslosigkeit dauerhaft unterschreiten.

Was die Bundesregierung hier allerdings mit ihrer Überregulierung anstellt, ist das Gegenteil von Arbeitsmarktförderung.

Das ist ein grandioses Programm zur Arbeitsplatz-vernichtung und zur Verhinderung neuer Arbeitsplätze.

Es darf nicht alles verregelt und verriestert werden!

Was wir brauchen, ist weniger Regulierung und weniger Bürokratie statt mehr Regulierung und mehr Bürokratisierung!

Niemanden vom Arbeitsmarkt ausschließen

Liebe Parteifreundinnen und liebe Parteifreunde,

niemand darf von dem Arbeitsmarkt ausgegrenzt oder ausgeschlossen werden:

Nicht die alleinerziehende Mutter oder der alleinerziehende Vater.

Wir werden in diesem Jahr eine Kampagne zu der besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf starten.

Wir wollen, dass Frauen die selben Chancen am Arbeitsplatz haben wie Männer.

Ich halte es für einen Skandal, dass es heute immer noch Branchen gibt, in denen vollzeitbeschäftigte Frauen nur 67 Prozent von dem verdienen, was Männer für die gleiche Arbeit erhalten.

Die Frauen waren noch nie so gut ausgebildet wie heute.

Wir sind auf diese qualifizierten Frauen im Berufsleben dringend angewiesen!

Wir nehmen es nicht länger hin, dass die Entscheidung für Kinder und Familie in vielen Fällen gleichbedeutend ist mit  Verzicht auf Berufsausübung und Karriere!

Wir brauchen nicht die arbeitsgerechte Familie, sondern wir brauchen mehr familiengerechte Arbeitsplätze!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

auch die über 50-jährigen und die älteren Arbeitnehmer dürfen nicht vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen werden!

Im Gegenteil:

Wir müssen das Potenzial der über 50-jährigen voll ausschöpfen.

Es darf doch wohl nicht wahr sein, dass sich die 55- und 60-jährigen Manager im Vollbesitz ihrer Kräfte wähnen, ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aber mit um die 50 bereits für zu alt, für unbrauchbar und für verzichtbar halten!

Ich will keine geteilte Gesellschaft!

Ich halte diese Diskussion für unwürdig!

Wir werden deshalb noch in diesem Januar eine Kampagne zu der Wiederbeschäftigung von älteren Arbeitslosen und von über 50-jährigen starten!

Aber dafür brauchen wir keinen neuen Regelungswust.

Wir schaffen das allein durch die Kraft unserer Argumente und durch Überzeugungsarbeit!

Dies haben wir auf dem Lehrstellenmarkt schon bewiesen.

Lehrstellensituation

· Bei uns im Land hat die junge Generation die besten Zukunfts-, Berufs- und Lebenschancen.

· Unser Bündnis für Ausbildung hat sich bewährt; alle Akteure sind ihrer gesellschaftlichen Verantwortung gerecht geworden!

· Bei uns ist der Lehrstellenmarkt besser als in jedem anderen Bundesland.

Wir brauchen keine Ausbildungsplatzabgabe!

Die schafft nur noch mehr Bürokratie, aber nicht eine einzige zusätzliche Lehrstelle!

Wir brauchen verantwortungsbewusste Ausbildungs-betriebe – und die haben wir!

Dank an alle Ausbildungsbetriebe.

Dank hier vor allen Dingen an Handwerk, Mittelstand und die Freiberufler !

Ende November waren bei uns nur 4 % aller Jugendlichen unter 25 Jahren arbeitslos gemeldet.

Dies ist Spitze in Europa!

Aber wenn wir uns diese Zahlen genauer anschauen, dann sehen wir, dass die Leistungsschwächeren besonders von Arbeitslosigkeit betroffen sind.

Wir lassen diese Schwächeren nicht im Stich!

Für sie brauchen wir endlich theoriegeminderte Berufe mit fachpraktischem Schwerpunkt.

Ich fordere auch die Wirtschaft dazu auf, endlich konkrete Vorschläge für Berufe  zu machen, die solche Jugendliche nicht überfordern und zugleich ihren Einstieg in dauerhafte Beschäftigung sichern.
Und ich fordere die Gewerkschaften dazu auf, ihren Widerstand hiergegen endlich aufzugeben!
Um die Berufs- und Lebensperspektiven gerade auch der Leistungsschwächeren zu verbessern, werde ich dieses Thema zu einem Schwerpunktthema in meinem Bündnis für Ausbildung im Lande Baden-Württemberg machen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die Verbesserung der Zukunftsperspektiven der jungen Generation verlangen eine nachhaltige Finanzpolitik.

Haushaltskonsolidierung

Wir waren es, die das Ziel der Nullverschuldung für diese Regierung festgeschrieben haben.

Erwin Teufel reagierte auf meinen diesbezüglichen Vorstoß am 21. Juli 1999 wörtlich wie folgt:

„Der Vorstoß des Wirtschaftsministers ist eine Luftnummer, die nur Schlagzeilen für einen Tag bringt!“

Heute lesen wir in dem Regierungsprogrammentwurf der CDU unter dem Stichwort „Sparen und Entlasten“:

„Zum Ende der neuen Legislaturperiode werden wir einen ausgeglichenen Haushalt mit Nullverschuldung vorlegen. Dieses Ziel ist erreichbar.“

Es hat ein Weilchen gedauert.

Aber immerhin.

Willkommen im Club.

Ich hätte nicht gedacht, dass die CDU so rasch „F.D.P. pur“ in ihr Wahlprogramm schreibt!

Auch dies zeigt:

· Bis die CDU überhaupt einmal anfängt sich Gedanken darüber zu machen, ob sie sich eventuell etwas getrauen könnte, ob sie eventuell auch einmal etwas Neues denken darf, da haben wir längst nachgedacht und richtig entschieden und vor allen Dingen auch gehandelt!

· Wir nehmen uns nämlich die Freiheit, ein paar Ideen mehr pro Kopf zu riskieren!

Das ist einer der entscheidenden Unterschiede zwischen CDU und F.D.P.!

Siehe Haushaltskonsolidierung, siehe Privatisierung.

Wir gehen voran.

Wir ziehen den Karren in dieser Koalition!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die Schulden von heute sind die Steuern von morgen.

Auch deshalb haben wir den Haushalt konsolidiert.

 Wir wollen mit der Verschuldungspolitik ein für allemal Schluss machen.

Wir wollen und wir werden ein Verschuldungsverbot in die Verfassung des Landes Baden-Württembergs schreiben.

Schwarze Zahlen schreibt man mit blau-gelb!
Auch wenn wir die Zukunftsaufgabe Haushalts-konsolidierung entschieden anpacken, so werden wir dies nicht alleine schaffen.

Wir brauchen dazu auch endlich einen gerechten Länderfinanzausgleich!

Was da jetzt geplant wird, das ist das glatte Gegenteil von einer Verbesserung, das ist das glatte Gegenteil einer gerechten Gestaltung des Länderfinanz-ausgleichs!

Jetzt soll doch tatsächlich auch noch die Finanzkraft der Kommunen zu 100 Prozent einbezogen werden!

Damit werden wir gleich mehrfach bestraft.

Dann werden wir erneut klagen!

Die Korrektur des Länderfinanzausgleichs ist eine der entscheidenden Aufgaben in der nächsten Legislatur-periode.

I sag ja gar net: Mir gebet nix, mir gebet aber ebbe nemme soviel!

Dies alles zeigt:

Wir brauchen eine Reform der Finanzverfassung zwischen Bund, Ländern und Kommunen!

Reform der Finanzverfassung

Bei der gegenwärtigen Finanzverfassung der Bundesrepublik Deutschland besteht erheblicher Reformbedarf.

Wir wollen eine klare Neuordnung der Finanz-beziehungen mit einer klaren Aufgabenteilung zwischen Bund, Ländern und Gemeinden, bei der gilt: 

Die jeweiligen Aufgaben müssen dort geregelt werden, wo sie am besten geregelt werden können.

Und: Wer bestellt, der zahlt!

Die Mischfinanzierungen sind abzuschaffen, denn sie führen nur zu einem Zuviel an Bürokratie und zu viel zu langen und unklaren Entscheidungswegen.

Die Länder und Gemeinden brauchen mehr finanz- und steuerpolitische Eigenständigkeit!

Eigene Steuerhoheit führt zu mehr Wettbewerb um die besten Standortbedingungen.

Bei der Einkommensteuer soll beispielsweise ein bundesweit einheitlicher Satz eingeführt werden, auf den dann die Länder Prozentsätze in unterschiedlicher Höhe erheben können.

Über diese Zuschläge soll jedes Land selbst entscheiden können.

Dieser Wettbewerb wird zu Steuersenkungen führen.

Privatisierung

Wer seinen Haushalt konsolidieren will, wer auf neue Schulden verzichten will und wer trotzdem noch Geld für neue Aufgaben zur Verfügung haben will, der muss konsequent weiter privatisieren.

Wir brauchen weitere Privatisierungserlöse, um die Schuldentilgung in Angriff nehmen zu können.

Wir brauchen weitere Privatisierungserlöse, um das Land zukunftsfähig zu machen.

Wir wollen den 25 Prozent Landesanteil an der GVS privatisieren.

Durch die Liberalisierung des Gasmarktes wird der Unternehmenswert eher fallen.

Ein optimaler Preis ist nur bei einer schnellen Privatisierung erzielbar.

Der Staat ist kein Unternehmer!

Und. Der Staat ist kein Bankier!

Deshalb halten wir selbstverständlich an unserer Forderung nach der Privatisierung des Landesanteils an der BW-Bank fest.

Der frühere Vorsitzende der Monopolkommission, Professor Möschel, hat recht, wenn er feststellt, dass „ein Rückzug des Staates aus seiner Rolle als Bankier längst überfällig ist“.

Die LBBW als Bankinstitut macht Sinn.

Sie sollte erhalten werden.

Überflüssig ist dagegen die öffentliche Trägerschaft.

Diese sollte beseitigt werden.

Wernhard Möschel hat uns in vollem Umfang bestätigt:

· Wir müssen die Handlungszwänge sehen, die aus Brüssel mit voller Breitseite auf uns zukommen. Die überholten, auf Anstaltslast und Gewährträgerhaftung beruhenden Strukturen der öffentlichen Bankwirtschaft in Deutschland werden sich auf Dauer nicht halten lassen.

Die Diskussion, siehe WestLB, ist doch längst in vollem Gange.

Kluge Politik stellt sich rechtzeitig auf diese Entwicklung ein.

Es ist doch sinnvoll, wenn wir eine Teilprivatisierung der LBBW vornehmen, die Sparkassen in der Fläche belassen und uns das Heft des Handelns nicht aus der Hand nehmen lassen!

Es ist unsere Aufgabe, zum Wohle des Landes zu handeln und nicht tatenlos darauf zu warten, bis uns Brüssel vorschreibt, was zu geschehen hat.

Für uns gilt ganz grundsätzlich:

Nicht wer privatisieren will, ist begründungspflichtig, sondern wer Staatsbesitz erhalten will, ist begründungs-pflichtig.

Und ich will nicht länger tatenlos zusehen, wie die Bayern alles privatisieren und mit ihren prall gefüllten Kassen an uns vorbeimarschieren.

Wir wollen endlich in großem Umfang Schulden reduzieren und gleichzeitig Zukunftsaufgaben für das Land finanzieren.

Es ist ja schon lustig:

Gegen die Privatisierung der EnBW hat sich der Koalitionspartner lange gesträubt.

Jetzt aber finanziert er 75 Prozent seines aktuellen Wahlprogramms für die nächste Legislaturperiode genau aus diesen EnBW-Erlösen!
Ich sage voraus:

Auch bei der nächsten von uns durchgesetzten Privatisierungsrunde werden die CDU-Kollegen wieder wie die Geier um den Tisch sitzen und gierig nach jedem sich bietenden Brocken schnappen.

Es ist immer das selbe Spiel:

Zuerst werden wir für unsere Vorschläge geprügelt, dann werden sie realisiert und schließlich sonnt sich die CDU im Ergebnis unseres Erfolges!

Wir machen deutlich, wem diese Erfolge zu verdanken sind:

Am letzten und am wenigsten der CDU!

Wer sich daran erinnert, wie wir bei unserem hartnäckigen Kampf um „Vorfahrt für Privat“ um jeden Millimeter kämpfen mussten, der weiß wovon ich rede.

Ob bei der Änderung des Gemeindewirtschaftsrechts oder bei der Novellierung des Mittelstandsförderungs-gesetzes:

Bei beiden Gesetzesänderungen trat die CDU beidbeinig voll auf die Bremse.

Es gäbe heute weder eine neue Gemeindewirtschafts-ordnung noch gäbe es eine moderne Mittelstands-förderung zugunsten von Handwerk, Mittelständlern und Freiberuflern ohne die F.D.P.!

Das ist die Wahrheit!

CDU, SPD und Grüne sind allenfalls in Sonntagsreden und bei der Eröffnung von Leistungsschauen des Bundes der Selbständigen Anwälte des Mittelstands – wir aber sind an 365 Tagen im Jahr die Anwälte von Handwerk, Mittelstand und Freiberuflern, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde.

Konsequent für Handwerk, Mittelstand und freie Berufe

Handwerk, Mittelstand und Freiberufler bilden das Rückgrat der baden-württembergischen Wirtschaft.

Deshalb war die Idee einer „Enquêtekommission Mittelstand“ des baden-württembergischen Landtags an sich auch gut und richtig.

Diese Enquêtekommission hat 39 Sitzungen hinter sich gebracht.

Sie hat 400 Handlungsempfehlungen festgeschrieben.

Sie hat sich aber nicht getraut, ihre Empfehlungen mit konkreten Dotierungsvorschlägen zu unterstreichen.

Wenn aber dieser Handlungs- und Empfehlungskatalog ernstgenommen werden soll, und wenn die Arbeit dieser Enquêtekommission glaubwürdig sein soll, dann muss es auch Dotierungsvorschläge geben!

Da dieser Bericht der Enquêtekommission in den nächsten Jahren die Mittelstandspolitik des Landes mitbestimmen soll, machen wir konkrete Vorschläge, denn ohne finanzielle Dotierung bleiben die Forderungen der Kommission zahnlose Absichterklärungen.

Wir wollen daher die zehn Hauptempfehlungen der Enquêtekommission mit jährlich 50 Mio. DM an zusätzlichen Haushaltsmitteln ausstatten:
· Existenzgründungsberatung: 10 Mio. DM

· Informationszentrum für Existenzgründungen: 2 Mio. DM
· für die Beratung bestehender Unternehmen zur Existenzsicherung: 3 Mio. DM 

· Innovationszentren: 7 Mio. DM

· C1-Programm: 3 Mio. DM
· Modernisierung der überbetrieblichen Ausbildungszentren: 10 Mio. DM

· Förderung der Eigenkapitalbildung in kleinen und mittleren Unternehmen: 5 Mio. DM
· verstärkte Kooperationsförderung im Handwerk und im Mittelstand: 5 Mio. DM
· Förderung der Beteiligung kleiner und mittlerer Unternehmen an Messen: 5 Mio. DM
Damit haben wir mit 50 Mio. DM pro Jahr ein wirkungsvolles Programm, das Handwerk, Mittelstand und freien Berufen hilft. Ein solches Programm macht die Forderungen der Enquêtekommission glaubwürdig und sorgt bei der Umsetzung dafür, dass deren Arbeit nicht für den Papierkorb geleistet wurde.
Wir sind es Handwerk, Mittelstand und Freiberuflern schuldig, dass wir etwas für sie tun und uns nicht nur in verbal-dynamischen Unterstützungshymnen ergießen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

mittelstandsfreundliche Politik ist aber nicht nur eine Aufgabe der Landesregierung, sondern ist auch Aufgabe von Landkreisen und Kommunen.

Ich werde deshalb im nächsten Jahr einen Wettbewerb ausschreiben, um die wirtschaftsfreundlichste Kommune bzw. den wirtschaftsfreundlichsten Landkreis in unserem Land auszuzeichnen.

Alle Anstrengungen auf Landesebene sind unzureichend, wenn auf kommunaler Ebene die Gestattung von Vereinsfesten zu Lasten unserer Gastronomie jährlich im zweistelligen Prozentbereich wächst. 

Es kann doch nicht sein, dass die Hausdruckereien in den Landratsämtern, die Stadtgärtnereien und Bauhöfe, die Architekten und Planer in den Rathäusern Handwerk, Mittelstand und Freiberuflern die Arbeit wegnehmen!

„Vorfahrt für Privat“ lautet die Devise, und dies muss auf allen Ebenen gelten.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

da der Mittelstand am meisten unter den Bürokratielasten zu leiden hat, werden wir den Bürokratiekosten-TÜV im Wirtschaftsministerium unter der Leitung von Karl Epple ausweiten und außerdem eine Beschwerdestelle einrichten - auch im Internet -, an die man sich dann rund um die Uhr wenden kann.

Wohnungsbau

Gegenwärtig haben wir einen ausgeglichenen Wohnungsmarkt in Baden-Württemberg.

Für die nächsten Jahre sehe ich Engpässe voraus.

Wir müssen die Bildung von Wohneigentum deshalb ab 2002 wieder spürbar fördern.

Eigentumsförderung beugt Engpässen in der Wohnraumversorgung vor und ist ein wichtiger Baustein im Bereich der privaten Altersvorsorge.

Deshalb fordern wir, dass der Bund diese Form der Altersversorgung fördert und anderen Altersvorsorge-förderungen gleichstellt.

Wir wollen auch wieder Familien mit nur einem Kind Zugang zur Wohnungsbauförderung verschaffen.

Wir müssen vor allen Dingen auch den Bund dazu bringen, seine investitionsfeindlichen Gesetzes-änderungen zurückzunehmen.

Die geplanten Mietrechtsänderungen sind ein Schlag gegen den privaten Investor auf dem Wohnungsmarkt.

Die Verschlechterung der Rahmenbedingungen für den Wohnungsbau durch den Bund bei der Eigenheimzulage, bei den Abschreibungsfristen, bei den Einkommens-grenzen etc. müssen zurückgenommen werden.

Wohnungsbau ist Eigentumsförderung, ist Familienpolitik, ist Sozialpolitik und ist Konjunkturpolitik für die heimische Bauwirtschaft.

Dazu zählt auch das Altbaumodernisierungsprogramm als bestes Energiesparprogramm und als hervorragender Beitrag zu modernem Umweltschutz.

Das ist zeitgemäße Politik.

Und zu einer zeitgemäßen Politik gehört auch eine Neuregelung der Zuwanderungspolitik.

Zuwanderung

Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass die Green Card nicht ausreicht.

Es ist allein uns Liberalen zu verdanken, dass es nun endlich die Möglichkeit dafür gibt, früheren Bürgerkriegs-flüchtlingen, die seit mehr als zwei Jahren hier leben und arbeiten, eine Bleibemöglichkeit einzuräumen.

Damit konnten wir hunderten von kleineren, mittelständischen und Handwerksbetrieben die Sorge nehmen, dass ihre dringend benötigten Arbeitskräfte abgeschoben werden.

Diesem Erfolg der F.D.P. werden sich weiterere anschließen:

Die CDU bewegt sich zunehmend auf ein Zuwanderungs-begrenzungsgesetz zu, so wie wir das auf unserem Landeshauptausschuss in Biberach beschlossen haben.

Wir müssen als weltoffenes, als exportorientiertes und als tolerantes Land deutlich machen, dass wir an dem Wettbewerb um die besten Köpfe weltweit teilnehmen wollen und dass wir die hier dringend benötigten ausländischen Arbeitskräfte willkommen heißen. 

Der Umgang mit ausländischen Mitbürgerinnen und Mitbürgern, der Umgang mit ausländischen Gästen ist ein wichtiger Bestandteil der Visitenkarte unseres Landes.

Wir lassen uns diese gute Visitenkarte von den Republikanern nicht beflecken.

Natürlich erwarten wir von den zu uns kommenden ausländischen Gästen auch eigene Anstrengungen zur Integration.

Dazu gehört zum Beispiel das Erlernen der deutschen Sprache.

Dazu gehört die Anerkennung unserer Verfassung.

Dazu gehört auf beiden Seiten die Bereitschaft zu einem guten und für alle Beteiligten erfolgreichen Miteinander.

Hier liegt eine große Verantwortung gerade auch der Bildungspolitik.

Bildungspolitik

Bildung ist Vorraussetzung für Freiheit und Toleranz.

Bildung ist und bleibt Bürgerrecht und wird darüber hinaus zunehmend zur sozialen Frage des 21. Jahrhunderts.

Nur ein starker Bildungsstandort garantiert einen starken Wirtschaftsstandort, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde.

Bildungspolitik muss zur Internationalisierung befähigen.

Deshalb die Einführung des Fremdsprachenunterrichts bereits in der Grundschule.

Als wir diesen vor einigen Monaten flächendeckend im ganzen Land forderten, hieß es: nicht finanzierbar.

Vor wenigen Tagen hat die Kultusministerin zugesagt, dass der flächendeckende Fremdsprachenunterricht ab 2003 Realität in unserem Land sein wird.

Ein weiterer Erfolg liberaler Bildungspolitik!

Unsere langjährige Forderung nach einem generellen, flächendeckenden 8-jährigem Gymnasium wurde von den konservativen Bildungspolitikern zunächst vehement zurückgewiesen.

Heute lesen wir in dem Regierungsprogramm der CDU, dass in der nächsten Legislaturperiode das 8-jährige Gymnasium im ganzen Land eingeführt werden soll.

Ein weiterer Erfolg liberaler Bildungspolitik, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde.
Wir wollen Wettbewerb.

Wir wollen Wettbewerb auch in der Bildungslandschaft.

Wir brauchen zunehmend leistungsorientierte Mittelzuweisungen.

Wir brauchen einen Wettbewerb der Hochschulen um ihre Studierenden und umgekehrt.

Wir wollen nicht, dass der Staat entscheidet, wer wo an welcher Universität studieren kann, sondern wir wollen, dass die Universitäten und die Studierenden sich gegenseitig selbst aussuchen können.

Wir wollen die Abschaffung der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen; das ist dann auch ein entscheidender Beitrag zur Entbürokratisierung.

Weil wir Wettbewerb und Leistungsorientierung gerade auch an den Hochschulen wollen, sind wir für die Abschaffung des Beamtenstatus für Professoren und für deren leistungsgerechte Bezahlung, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde.

Wir fordern die Abschaffung der trägen Kultusminister-konferenz, die sich jahrelang mit der Rechtschreibreform befasst und dabei völlig verschlafen hat, dass eine Modernisierung der Lehrerausbildung dringend nötig ist.

Es kann doch nicht sein, dass die Kids ihren Lehrern den Computer erklären.

Deshalb müssen alle Lehrer im Land so schnell wie möglich den Internetführerschein machen!

Wir müssen flächendeckend die Schulen im Land optimal mit den neuen Lehr- und Lernmitteln ausstatten.

Wir werden die Kommunen dabei unterstützen.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

die steigenden Zahlen von Alleinerziehenden erfordern viel mehr Ganztagsschulen. 

Wir brauchen bis Ende der nächsten Legislatur-periode 250 neue Ganztagsschulen im Land, damit Familie und Beruf besser vereinbart werden können.

Wir wollen ein freiheitliches Bildungssystem.

Freiheitliche Bildungssysteme sind durch Pluralismus gekennzeichnet.

Die Schulen in freier Trägerschaft können sich auf die Liberalen verlassen.

Wir werden die Finanzierung der Schulen in freier Trägerschaft auf eine neue Grundlage stellen, die diesen Schulen einen Fördersatz von 80 Prozent der Kosten eines Schülers im öffentlichen Schulwesen dauerhaft garantiert.

Es darf bei der Auswahl von Schulen keine soziale Sonderung geben, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde.

Wer unsere jungen Menschen lebenstüchtig machen will, der muss neue Schulfächer schaffen.

Wir wollen die Einführung des neuen Schulfaches Wirtschaft, Verwaltung, Recht!

Ich bin froh darüber, dass endlich die Bedeutung der beruflichen Bildung erkannt und anerkannt wird.

Wir wollen endlich eine stärkere Berücksichtigung des Grundsatzes der Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung!

Wir müssen die Attraktivität des Dienstes im beruflichen Schulwesen erhöhen, um die Defizite in der Unterrichtsversorgung zu beseitigen.

Wir wollen das duale berufliche Bildungssystem stärken und weiterentwickeln.

Wir wollen die Entwicklung und Erprobung differenzierter Ausbildungskonzepte im Sinne einer Modularisierung der Ausbildung.

Wir brauchen endlich die Schaffung gestufter Ausbildungsgänge mit Abschlüssen für Ausbildungsberufe mit verstärktem praktischem Anforderungsprofil.

Wer den eklatanten Fachkräftemangel bekämpfen will, der muss die richtigen Rahmenbedingungen schaffen.

Die junge Generation muss die Chancen, die sich ihr bieten, über eine solide berufliche Grundausbildung und über die Meisterausbildung tatsächlich auch nutzen können.

In diesem Zusammenhang muss auch das Meister-BaföG eine weitere Verbesserung erfahren!

Zur weiteren Unterstützung der beruflichen Ausbildungsgänge werden wir in diesem Jahr zusammen mit dem Handwerk einen Wettbewerb um die besten Meisterprüfungen ausloben.

Auch in diesem Bereich sind wir für Eliteförderung.

Forschung und Entwicklung

Wir sind Forschungsland Nr. 1 in Deutschland und in Europa.

Bei uns im Land wird ein Anteil von 3,8 Prozent des Bruttoinlandsprodukts für Forschung und Entwicklung ausgegeben.

Diese Spitzenstellung muss tagtäglich verteidigt und ausgebaut werden.

Wir Liberalen haben das Ziel, dass unser Land auch im Jahr 2010 in den Schlüsseltechnologien zu den Weltmarktführern gehört.

Wir werden 280 Mio. DM für den Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologie einsetzen und zwar insbesondere für die Ausbildung von jungen Nachwuchskräften.

Wir werden ca. 125 Mio. DM in den Bereich der life sciences, der Lebenswissenschaften, investieren und somit in ein Feld, in dem in den nächsten Jahrzehnten ein enormes Wachstum erwartet wird.

Wir werden 85 Mio. DM in die Umwelt- und Verkehrs-forschung investieren.

Ich bin ein Fan der Automobilbauer in unserem Land.

Mit denen zusammen habe ich den Ehrgeiz, dass wir das umweltfreundlichste, modernste Automobil der Welt bauen.

Deshalb z.B. auch die Einrichtung von einem Kompetenzzentrum Brennstoffzellen.

Bis Rezzo Schlauch endlich das Auto als ein Fortbewegungsmittel entdeckt hat, haben wir Millionen von fantastischen Autos gebaut und die Mobilität unserer Menschen ermöglicht.

Jahrzehnte haben die Grünen das Auto verteufelt, jeden Straßenbau bekämpft und heute merken sie, dass ihnen die junge Generation ganz smart davon fährt.

Diese Alt-68er sind endgültig abgehängt, sie sind von vorgestern, sie taugen nicht zur Problemlösung der Gegenwart und erst recht nicht zur Zukunftsgestaltung unsere Landes.

Grün war gestern, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde.

Ein ganz wichtiger Bereich unserer Technologieförderung wird die Biotechnologie sein.

Es ist noch nicht lange her, dass grüne Abgeordnete gegen jegliche Gen- und Biotechnologie in Bilderstürmer-manier zu Felde gezogen sind.

Diesen Fortschrittsverhinderern und Zukunftsverweigerern darf unser Land auf gar keinen Fall anvertraut werden.

Wir werden die Chancen der Biotechnologie unter Wahrung der ethischen Grundsätze umfassend nutzen.

Wir werden weiter in die Biotechnologie und die Bioparks in Heidelberg, Freiburg, Tübingen/Reutlingen und Ulm investieren.

Wir werden die Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden für Biotech-Firmengründungen vernetzen, vereinheit-lichen und zusammenführen.

Damit leisten wir einen weiteren Beitrag zur Entbürokratisierung und zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren leisten.

Während wir hier und in vielen anderen Bereichenin der Champions League spielen, spielen wir im Verkehrsbereich allenfalls in der Kreisliga.

Denn: Die Verkehrssituation in dieser Region, aber auch an vielen anderen Stellen in unserem Land, ist miserabel.

Verkehr

Wir leiden hier einerseits unter „Späth-Folgen“ und hausgemachten Fehlern, zunehmend aber vor allem auch unter eklatanten Benachteiligungen durch die rot-grüne Bundesregierung:

Wir bekommen sechs Prozent der Straßenbaumittel haben aber zwölf Prozent der Einwohner Deutschlands.

Mit freundlichem Lächeln alleine werden keine Straßen und Schienenwege gebaut, Frau Vogt!

Hier können Sie ein Beispiel für ihre Durchsetzungskraft in Berlin geben und für angemessene und gerechte Straßenbaumittel für unser Land sorgen!

Weit über eine Million Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in Baden-Württemberg sind Pendler.

Allein 250.000 pendeln Tag für Tag in die Landeshaupt-stadt Stuttgart.

Viele von ihnen sind Autofahrer und stehen hochgerechnet Monate, ja Jahre im Stau – eine ziemlich trostlose Art, Lebenszeit nutzlos zu vergeuden.

Wir wollen stauanfällige Abschnitte unseres hochbelasteten Autobahnnetzes, zum Beispiel auf der A 5, der A 6, der A 8 und A 81, sechsspurig ausbauen.

Wir wollen die Mittel für den Landesstraßenbau dauerhaft auf höherem Niveau halten, um insbesondere dringend notwendige Ortsumfahrungen zügig verwirklichen zu können.

Wir wollen den Ausbau der A 98 Lörrach-Waldshut-Landesgrenze Schweiz ebenso zügig vorantreiben wie den Ausbau der B 31.

Wir wollen die Nord-Ost-Umfahrung von Stuttgart. 

Mit dem Nord-Ost-Ring könnten wir die Verhältnisse deutlich verbessern.

Damit würden Anbindungen an bestehende Autobahnen möglich, die jetzt nur durch entsprechende Umwege mit gleichzeitig einhergehend hoher Belastung zu erreichen sind.

Zur Finanzierung fordern wir zum Beispiel, dass die geplante LKW-Gebühr ohne jeden Abzug für den Ausbau von Straßen und Schienen zur Verfügung gestellt wird.

Außerdem erscheint mittelfristig die Privatisierung des Netzes der großen Bundesfernstraßen als bester Weg, die Investitionsmittel für den Aus- und Neubau der Bundesfernstraßen bedarfsgerecht sicher zu stellen und über eine nutzungsabhängige Gebühr zu refinanzieren. 

Selbstverständlich darf die Gesamtbelastung der Verkehrsteilnehmer dadurch nicht erhöht werden. 

Die Mineralölsteuer ist entsprechend abzusenken.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreude,

wir wollen Stuttgart 21 und wir wollen Mannheim 21.

In beiden Fällen geht es um vordringliche Infrastruktur-maßnahmen, die nicht alleine der jeweiligen Region sondern zusammen dem ganzen Land zugute kommen.

Keines der beiden Projekte darf scheitern.

In beiden Fällen kann Rot-Grün zeigen, was ihnen dieses Land wirklich wert ist.

In beiden Fällen sind wir bereits an die Grenze des finanziell Machbaren gegangen.

In beiden Fällen müssen die Verhandlungen endgültig in diesem Frühjahr abgeschlossen werden, und in beiden Fällen darf es keine gegenseitige Blockaden, sondern muss es echte Verhandlungsbereitschaft geben, damit diese zukunftsorientierten Projekte endlich grünes Licht erhalten.

Völlig inakzeptabel sind die von der Bahn angekündigten Streichungen vieler Interregio-Verbindungen und ganzer Linienabschnitte.

Diese verheerenden Pläne werden wir auf gar keinen Fall tatenlos hinnehmen!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde, 

die Tatsache, dass die Flughafenchefs Fundel und Schöfer am 22. Dezember 2000 feststellen, dass die Kapazitätsgrenze der Start- und Landebahn des Stuttgarter Flughafens schon 2006 erreicht sein wird, macht die Forderung der F.D.P.-Fraktion nach einem Luftverkehrskonzept für das ganze Land umso dringlicher.

Für uns Liberale ist die Verkehrspolitik zu Luft, zu Wasser, zu Schiene und zu Land ein entscheidender Schwerpunkt für die nächste Legislaturperiode.

Mindesten genauso wichtig zur Zukunftssicherung unseres Landes ist eine moderne Familienpolitik.

Familienpolitik

Wir sind ein kinder- und familienfreundliches Land.

Familien dürfen bei der Einkommensentwicklung nicht benachteiligt und abgekoppelt werden.

Wir lassen nicht zu, dass es ein Armutsrisiko ist, Kinder in die Welt zu setzen und diese groß zu ziehen.

Wir stehen zu dem Landeserziehungsgeld.

Wir fordern den Bund dazu auf, das Bundeserziehungs-geld von zwei auf drei Jahre zu erhöhen.

Die dadurch für uns möglichen Einsparungen wollen wir zur Erleichterung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf einsetzen.

Für uns ist es ein ganz entscheidender Punkt, dass die familienpolitischen Transferleistungen in einem besonderen Familiengeld gebündelt werden:
Sozialleistungen wie Kindergeld, Bundes- und Landeserziehungsgeld oder – im Bedarfsfall Leistungen der Sozialhilfe – sollen in dieser allen Familien zustehenden Zuwendung gebündelt werden.

Der Umfang des Anspruchs muss sich an dem tatsächlichen Bedarf orientieren.

Dieses Familiengeld muss kommen – es ist der Einstieg in das von uns seit langem geforderte Bürgergeldsystem.

Wir wollen Generationengerechtigkeit.

Generationengerechtigkeit in unserer Gesellschaft heißt auch, Familien mit Kindern besonders zu unterstützen.

Hier müssen wir einen deutlicheren Schwerpunkt setzen als in der Vergangenheit.

Deshalb wollen wir eine spezielle Förderung in der privaten kapitalgedeckten Altersvorsorge für diejenigen, die Kinder erziehen:

Wer Kinder erzieht, soll insgesamt ein höheres Rentenniveau erzielen können als derjenige, der keine Kinder erzieht!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

ich denke, es ist in unseren Reihen völlig unbestritten, dass Ehe und Familie die tragenden Säulen in unserer Gesellschaft sind.

Aber die gesellschaftliche Realität zeigt auch, dass längst neue Formen des Zusammenlebens in unserem Volke entstanden sind.

Ich meine, dass jede Partnerschaft wertvoll ist, in der Menschen Verantwortung für einander übernehmen.

Jeder Lebensentwurf, in dem Menschen für einander Verantwortung übernehmen, verdient den Respekt der Gesellschaft und des Staates.

Die eingetragene Lebensgemeinschaft wird unserer Vorstellung nach kein der Ehe gleichgestelltes Rechtsinstitut.

Ich betone nochmals:

Ehe und Familie sind das kleinste und bedeutendste soziale Netz und stehen zu recht unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung.

Die Regelungen zur eingetragenen Lebensgemeinschaft sind daher bewußt unterhalb der Ehe angesiedelt.

Der liberale Gesetzentwurf sieht für die Lebens-partnerschaften nicht nur die Übernahme von Rechten, sondern ausdrücklich auch von Pflichten vor.

Freiheit zu garantieren, heißt auch die Rechte von Minderheiten zu schützen.

Ich weise den Vorwurf des Werteverlustes zurück:

Wenn jemand seinen zu Tode erkrankten Partner bis zum Schluss pflegt, dann ist das kein Werteverlust, sondern dann ist das ein Wertegewinn in dieser Gesellschaft.

Die baden-württembergischen Liberalen sind für das Rechtsinstitut eingetragene Lebenspartnerschaften für gleichgeschlechtliche Paare gemäß dem Entwurf der F.D.P.-Bundestagsfraktion.

Wer nicht ausgrenzen und wer nicht diskriminieren will, der muss diesem Vorschlag folgen, denn der rot-grüne Vorschlag ist schlicht und ergreifend verfassungswidrig!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wer nicht ausgrenzen und auch nicht diskriminieren will, der muss sich auch einsetzen für die größtmögliche Integration der behinderten Mitmenschen in unserer Gesellschaft.

Behinderte

Behinderte Mitmenschen dürfen nicht ausgegrenzt werden, sondern sie gehören mitten hinein in unsere Gesellschaft.

Selbständigkeit, Eigenverantwortung und Freiheit sind ganz selbstverständliche Prinzipien, die auch Behinderte in dem Rahmen ihrer Möglichkeiten in Anspruch nehmen wollen, und wir wollen ihnen dabei helfen!

Wir wollen verstärkt Möglichkeiten dazu eröffnen, beispielsweise in Kindergarten und Schule behinderte und nichtbehinderte Kinder gemeinsam zu betreuen und zu unterrichten.

Zu einem weitestgehend selbstbestimmten und eigenverantwortlichen Leben Behinderter gehört auch, ihre Mobilität zu erhöhen bzw. diese überhaupt erst herzustellen.

Dies ist oftmals bereits durch Verbesserungen und Änderungen mit geringem Aufwand möglich und geschieht leider häufig aus reiner Nachlässigkeit nicht.

Ich fordere alle Kommunen in unserem Land dazu auf, dafür Sorge zu tragen, dass in ihren Städten und Gemeinden alle öffentlichen Einrichtungen ganz selbstverständlich Behinderten gerecht ausgestattet werden.
Dies käme im übrigen auch allgemein den älteren Menschen zugute – ein Aspekt der Lebensqualität für alle in einer immer älter werdenden Gesellschaft.

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wir nehmen das Diskriminierungsverbot des Grundgesetzes außerordentlich ernst und setzen uns dafür ein, dass dieses im alltäglichen Leben auch verwirklicht wird.

Ich danke unserem Freund Klaus Kinkel sehr dafür, dass er auf Bundesebene für die F.D.P. eine Kampagne „Faire Chancen für Behinderte“ gestartet hat!

In gleicher Weise bin ich unserem Freund Uli Noll dankbar für seine immensen Anstrengungen im sozial- und gesundheitspolitischen Bereich.

Uli Noll leistet hier wirklich Großartiges und hat uns bei allen sozial- und gesundheitspolitischen Diskussionen hervorragend vertreten.

Gesundheitspolitik

Der Erhalt der Gesundheit und die optimale Versorgung im Krankheitsfall sind ganz selbstverständlich zentrale Anliegen der Menschen in unserem Lande.

Liberale Gesundheitspolitik setzt auf die Verantwortung jeder und jedes einzelnen für die eigene Gesundheit und auf ein freiheitlich organisiertes Gesundheitswesen statt auf bürokratische Verordnungen.

Die derzeitige planwirtschaftliche Steuerung durch starre Budgets führt zu schleichendem Qualitätsverlust, zu der Behinderung innovativer Therapien und zu der Rationierung von medizinischen Leistungen.

Dies geht zu Lasten der Patienten, vor allen Dingen zu Lasten der Schwächsten in unserer Gesellschaft nämlich Kindern und älteren Menschen, denen medizinisch Notwendiges vorenthalten wird.

Liberale Gesundheitspolitik ist keine Klientelpolitik sondern Politik für die Patientinnen und Patienten, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde.

Durch die rot-grüne Gesundheitspolitik sind Tausende freiberufliche Existenzen in ihrer wirtschaftlichen Existenz bedroht.

Wir wollen die rasche Abschaffung von leistungs- und patientenfeindlichen Budgets.

Wir wollen mehr Transparenz und damit die Eigen-verantwortung der Menschen stärken!

Wir wollen die freie Arztwahl erhalten.

Und wir wollen unter der Überschrift Gesundheitspolitik auch endlich eine Drogenpolitik durchsetzen, die den Menschen in unserem Lande Hilfestellung anbietet und sie nicht ausschließlich der Strafverfolgung ausliefert.

Klar gilt:

· es wird mit uns keine generelle Freigabe von Drogen geben;
· oberstes Ziel aller Maßnahmen muss eine umfassende Bekämpfung von Drogen sein;

· alle Maßnahmen bei Abhängigen müssen so beschaffen sein, dass die Perspektive für ein Leben ohne Drogen nicht zerstört wird;
· aber wir wollen auch Konsumräume als Teil der Überlebenshilfe einrichten;

· die kontrollierte Abgabe von Heroin bei Schwerst-abhängigen soll über den Modellversuch in Karlsruhe hinaus erweitert und vom Land unterstützt und getragen werden;

Unsere liberale Positionen finden Unterstützung z.B. bei der Diakonie, der Caritas, den Ärzteverbänden und den kommunalen Spitzenverbänden.

Alles knallharte Junkies, oder?

Nach den jüngsten BSE-Fällen bin ich fast geneigt, auch die Landwirtschaftspolitik unter dem Kapitel „Gesundheitspolitik“ abzuhandeln.

Die Sache ist zu ernst, um sie spaßig zu behandeln. Aber klar ist, dass wir Veränderungen in der Landwirtschaftspolitik brauchen.

Landwirtschaftspolitik

Gerade in der jetzt sehr schweren Zeit bleiben wir zuverlässige Verbündete unserer Bäuerinnen und Bauern.

Wir lassen die unverschuldet in Not geratenen bäuerlichen Familienbetriebe nicht allein.

Wir werden den Marktentlastungs- und Kultur-landschaftsausgleich MEKA, die Schutzgebiets- und Ausgleichsordnung SCHALVO und die einzelbetriebliche Investitionsförderung auch künftig beibehalten.

Wir tun dies, weil wir unsere Familienbetriebe erhalten, weil wir keine Agrarfabriken, sondern weil wir wissen wollen, wer wo und wie produziert.

Wir werden die gläserne Produktion von der Futtermittelerzeugung bis zur Fleischtheke unterstützen, damit der Verbraucher den Weg der Ware zu 100 Prozent nachvollziehen kann.

Die Verbraucherinnen und Verbraucher und damit die Gesundheit unserer Bürgerinnen und Bürger steht für uns im Vordergrund.

Wir müssen Zuständigkeiten bündeln und eine „task force BSE“ einrichten.

Ministerin Staiblin empfiehlt, Fisch zu essen!

Tolle Empfehlung!

Das bringt’s wohl nicht!

Wir brauchen Untersuchungsmethoden, die am lebenden Tier verlässliche Ergebnisse ermöglichen.

Heidelberg, Tübingen und Hohenheim müssen ihre Forschungsaktivitäten bündeln und zu einem Forschungsschwerpunkt zusammengefasst werden.

Das Land, aber auch die EU und der Bund sind gefordert, den landwirtschaftlichen Betrieben, aber auch den Vermarktern, den Schlachthöfen, dem Metzgerei-handwerk und den Futtermittelherstellern, die durch die BSE-Krise unverschuldet in Not geraten sind, rasch zu helfen.

Wir brauchen ein nationales Hilfsprogramm, um der Gefahr der Existenzvernichtung landwirtschaftlicher Betriebe Herr zu werden.

Wenn diese Krise etwas lehrt, dann dies, dass wir mit unseren Vorbehalten gegen Agrarfabriken und mit unserem Eintreten für bäuerliche Familienbetriebe mit hohem Qualitätsbewusstsein absolut auf dem richtigen Weg waren, sind und bleiben werden.

Wir müssen den Verbraucherinnen und Verbrauchern aber auch in aller Klarheit sagen:

Qualität hat ihren Preis!

Wer Qualität, wer Sicherheit, wer Vielfalt bei Lebensmitteln haben will, wer damit gesunde Nahrungsmittel haben will, der muss dann auch dazu bereit sein, dafür etwas mehr zu bezahlen.

Wenn heute der Verbraucher nicht dazu bereit ist für drei Schnitzel mehr zu bezahlen als für ein Kilo Katzenstreu, dann stimmt etwas nicht in unserer Gesellschaft.

Es geht nicht, 1-A-Qualität haben zu wollen, außerdem die Gewähr, dass die Nahrungsmittel vom bäuerlichen Familienbetrieb kommen und dann bei Lebensmittel-konzernen preisgünstigst einzukaufen.

Das passt nicht zusammen.

Wir stehen zu unseren Landwirten!

Wir sind ihnen dankbar für vielfältige Leistungen!

Wir brauchen sie für die gesunde Nahrungsmittelerzeugung und wir brauchen sie auch als Landschaftspfleger.

Dort, wo die Landschaft nicht in Ordnung ist, dort können wir keine auswärtigen Gäste, keine Touristen erwarten.

Tourismus

Erfreulicherweise hat sich der Dienstleistungssektor Tourismuswirtschaft zu einem wahren Wachstumsbereich entwickelt.

Diese positive Entwicklung des Jahres 2000 wollen wir auch in den nächsten Jahren fortsetzen.

Dazu ist es aber notwendig, dass die Rahmen-bedingungen stimmen.

· Trinkgeldbesteuerung

· 630-DM-Jobs

· Harmonisierung der Mehrwertsteuer

· Verkürzung der Sperrzeiten

· Ladenschluss

· gestiegene Zahl ausländischer Gäste; diese sind uns willkommen; diese müssen wissen, dass wir sie gerne als Gäste bei uns haben; auch deshalb gegen jegliche rechtsextremistischen Übergriffe

· Sport als immer wichtigerer Faktor für den Tourismus in unserem Land

· Tour de France, Hockenheim, Skispringer, Fußball WM 2006, Deutschland-Rundfahrt, Olympiabewerbung der Region Stuttgart

· jährlich einen zweistelligen Millionenbetrag in dem Haushalt der Tourismusförderung für Sportevents einstellen!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wenn wir auf vielen Feldern Erfolge aufweisen können, dann liegt dies auch an einer gut funktionierenden Verwaltung.

Verwaltungsreform

Ich stimme ausdrücklich nicht in die übliche Beamtenschelte ein, sondern bedanke mich bei den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Ministerien und Behörden, die über weite Strecken ganz hervorragende Arbeit leisten und die Grundlage mit dafür liefern, dass das Land Baden-Württemberg auf vielen Feldern so gut dasteht.

Wir wollen das Berufsbeamtentum als wichtige Säule des demokratischen Rechtsstaates erhalten, aber das Beamtenrecht und das Recht der Besoldung und der Versorgung flexibler und noch leistungsorientierter gestalten!
Wir wollen den Verwaltungsaufbau des Landes konsequent vereinfachen.

Wir werden keine neue Grundsatzdiskussion über die Gemeindereform führen, aber die Möglichkeit einräumen, in Einzelfällen Fehler zu korrigieren, wenn das Gemeinwohl dadurch nicht beeinträchtigt wird.

Wir wollen die flächendeckende Stärkung regionaler Strukturen, denn die Bedeutung der Regionen für die wirtschaftliche Entwicklung wird immer größer werden.

Wir wollen und wir müssen das Landtagswahlrecht reformieren, um für mehr Gerechtigkeit und Chancen-gleichheit zu sorgen, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde:

Um den Wählern die Möglichkeit einer differenzierten Stimmabgabe zu geben, ist ein Zwei-Stimmen-System einzurichten.

Sechzig Abgeordnete werden direkt gewählt, die anderen sechzig über Landeslisten, die von den Landesparteien aufgestellt werden.

Die Landeslisten sind hierbei lediglich ein Vorschlag; die tatsächliche Reihenfolge auf diesen Listen wird von den Wählerinnen und Wählern durch die Abgabe ihrer Stimme für einzelne Kandidaten festgelegt.

Darüber hinaus wollen wir auch endlich die Direktwahl der Landräte durchsetzen!

Wer für eine Verwaltungsreform eintritt, der muss bei sich selber anfangen.

Wir haben zwar schon eine Reduzierung der Zahl der Ministerien erreicht, aber wir sind davon überzeugt, dass eine weitere Reduzierung möglich ist.

Außerdem müssen die Ministerien einen neuen Zuschnitt erfahren:

Wir treten ein für die Zusammenlegung der beiden Bildungsministerien!

Wir halten ein eigenständiges Umwelt- und Energie-ministerium für sinnvoll.

Der Verkehrsbereich sollte sinnvollerweise dem Wirtschaftsministerium zugeschlagen werden.

Aufgrund der wachsenden Bedeutung der Europapolitik - auch im Hinblick auf die EU-Erweiterung - halten wir ein Europa-, Bundesrats- und Regionen-Ministerium für sinnvoll und notwendig.

Wenn ich vorhin den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den Ministerien gedankt habe, dann will ich jetzt an dieser Stelle ausdrücklich auch den Polizistinnen und Polizisten in unserem Land ganz herzlich dafür danken, dass sie Tag für Tag dafür sorgen, dass Baden-Württemberg das sicherste Land in der Bundesrepublik Deutschland ist.

Innere Sicherheit / Polizei / Justiz

Die Erkenntnis, dass  es ohne Sicherheit keine Freiheit gibt, ist eine der Grundlagen für eine liberale Bürgergesellschaft !

Wir haben viel für die Innere Sicherheit getan.

Nirgendwo leben die Menschen so sicher wie in Baden-Württemberg.

Wir wollen diese Spitzenstellung des Landes bei der Kriminalitätsprävention und der Verbrechensbekämpfung weiter ausbauen.

Wir wollen die personelle und sächliche Ausstattung der baden-württembergischen Polizei weiter verbessern.

Wir wollen rechte und linke Gewalttäter gleichermaßen mit allen Mittel des Polizei- und des Strafrechts entschieden bekämpfen.

Wir wollen den freiwilligen Polizeidienst in seiner bisherigen Form abschaffen und ihn statt dessen in die Projekte „kommunaler Kriminalprävention“ integrieren!

An der Gewährleistung der inneren Sicherheit sind Polizei und Justiz gleichermaßen beteiligt.

Deswegen gilt unser Dank in diesem Bereich vor allen Dingen auch unserem Justizminister, unserem Freund Uli Goll!

Uli Goll leistet exzellente Arbeit, genießt in Justizkreisen höchste Anerkennung und ist gleichermaßen wie Ernst Pfister ein ganz wesentliches Zugpferd für uns, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde.

Mit ihm treten wir gegen die Entkriminalisierung der sogenannten Bagatelldelikte wie Ladendiebstahl und Schwarzfahren ein.

Es widerspricht unserem liberalen Rechtsempfinden, bei solchen Delikten ein Strafrecht zweiter Klasse zur Anwendung kommen zu lassen.

Für uns stehen die Rechte der Bürgerinnen und Bürger und insbesondere der Opfer von Gewaltverbrechen eindeutig im Mittelpunkt unserer Bemühungen.

Wir werden hier im Land eine Stiftung Opferschutz einrichten, damit den Opfern von Gewalttaten schnell und unbürokratisch geholfen werden kann.

Diese von Uli Goll schon lange geforderte „Stiftung Opferschutz“ bedeutet für uns ein Stück Solidarität und ein Stück mehr Gerechtigkeit, liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde.

Mit Uli Goll treten wir entschieden für den Erhalt der bürgernahen Justiz in unserem Lande ein.

Wir bekämpfen deshalb die Bestrebungen der rot-grünen Bundesregierung, die auf eine Verkürzung der Rechtsmittel und eine Abschaffung der kleineren Amts- und Landgerichte abzielen.

Wir sind stolz darauf, dass die Wege der Bürgerinnen und Bürger zu ihren Gerichten in Baden-Württemberg, die kürzesten in ganz Deutschland sind.

Mit unserem liberalen Justizminister werden wir die kurzen Verfahrenslaufzeiten der baden-württem-bergischen Justiz halten und ausbauen.

Unsere Bürgerinnen und Bürger haben einen Anspruch darauf, schnell zu ihrem guten Recht zu kommen.

Und Uli Goll hat einen Anspruch darauf, für seine Leistung die gerechte Anerkennung zu erfahren:

Uli Goll muss – und wird - Justizminister in Baden-Württemberg bleiben!

Liebe Parteifreundinnen und Parteifreunde,

wenn es um unser Land geht, dann lassen wir uns bezüglich unseres Einsatzes für unsere Bürgerinnen und Bürger von niemandem übertreffen.

Wir wollen dieses Land weiter voranbringen.

Wir wollen es nicht den Bremsern und Zauderern in der CDU überlassen!

Wir wollen es auf gar keinen Fall Rot-Grün überlassen, das mit all seinen bisherigen Plänen diesem Land nur Schaden zugefügt hat.

Über die Verkehrspolitik, über die Steuerpolitik, über die Großprojekte Stuttgart 21 und Mannheim 21 bis hin zu der aktuellem Diskussion um die Bundeswehrstandorte:

Wir haben schon Anfang der 90er Jahre eine historische Truppenreduzierung hinnehmen müssen.

Jegliche weitere gravierende Reduzierung schadet dem strukturschwachen ländlichen Regionen in unserem Land.

Ob Münsingen oder Lauda-Königshofen, wir kämpfen um diese Standorte, weil sie wichtig sind für unser Land.

Überall nur Schaden durch Rot-Grün!

Wir kämpfen um ein gutes Ergebnis für die F.D.P.

Treten wir selbstbewußt auf!

Machen wir uns nicht selber immer klein!

Wir sind schon lange nicht mehr die blau-gelben Zwerge, die in den Fußgängerzonen um die 5 Prozent betteln.

Wir sind eine erfolgreiche Regierungspartei in Baden-Württemberg.

Wo steht denn geschrieben, dass CDU und SPD immer diejenigen sind, die entscheiden, wer regiert.

Gehen wir offensiv in den Wettbewerb!

Wir streben die Zweistelligkeit an!

Wir wollen hier im Land dritte Kraft vor den Grünen werden!

Wir wollen, dass die Republikaner draußen bleiben!

Ich möchte gerne weitere volle fünf Jahre hier im Land für dieses Land arbeiten!

Mit Ernst Pfister und den Kolleginnen und Kollegen in der Landtagsfraktion.

Mit Uli Heinrich und der Landesgruppe.

Mit dem Zugpferd Klaus Kinkel.

Mit unseren kommunalen Mandatsträgerinnen und Mandatsträgern!

Mit unseren Julis!

Und vor allen Dingen mit unseren hervorragenden Kandidatinnen und Kandidaten werden wir es schaffen:

Erfolg ist blau-gelb!

Wir müssen raus und ran:

Denn wenn Dich keiner sieht noch kennt, dann schaffst Du keine zehn Prozent!

Die Liberalen werden am 25. März zweistellig und dritte Kraft in diesem Land!

